
gung über die deutsche Wirtschaftseinheit zur Vor­
bedingung und wollte das neue deutsche Parlament 
aus den Landtaigen zusammensetzen. Genau umgekehrt 
argumentierte der Außenminister Großbritanniens, 
B e v i n ,  Er machte die Regierungsbildung zur Vor­
bedingung der deutschen Wirtschaftseinheit. Nach den 
amerikanischen Vorschlägen sollten Anweisungen an 
den Kontrollrat ergehen, einen Plan für eine provi­
sorische Regierung aufzustellen, die ihrerseits die Ver­
fassung vorbereiten sollte. Einen neuen Vorschlag ent­
hielt der britische Plan in Gestalt der Empfehlung, 
dem Kontrollrat der Alliierten in Berlin einen deut­
schen Beirat oder Konsultationsrat zur Seite zu stellen, 
der gemeinsam mit dem Kontrollrat die Zentral­
verwaltungsstellen und die Verfassung vorbereiten 
sollte. Hiergegen wurden von den anderen Delegationen 
keine prinzipiellen Einwendungen erhoben, so daß 
darüber Einigkeit bestand. Allerdings vertrat Marshall 
den Standpunkt, daß der Kontrollrat bei der Vor­
bereitung einer deutschen Regierung seine Beschlüsse 
mit einfacher Mehrheit fassen solle und er wie auch 
Bevin und Bidault wünschten, daß der Konsultations- 
rat aus Vertretungen der Länderragierungen zusammen­
gesetzt würde. Der Außenminister der UdSSR Molotow 
dagegen beharrte hinsichtlich der Beschlüsse des Kon- 
trollrats auf dem Prinzip der Einstimmigkeit, weil 
sonst die Zusammenarbeit der Alliierten beeinträchtigt 
werde. Außerdem forderte er, daß der neue Beirat 
ebenso wie die provisorische deutsche Regierung nicht 
aus Vertretern der Länderregierungen, sondern aus 
Vertretern der Parteien, Gewerkschaften und anti­
faschistischen Organisationen zusammengesetzt werden 
sollte. Er trat in überzeugenden Ausführungen für die 
wirtschaftliche und politische Einheit Deutschlands 
ein und wandte sich gegen die im Westen auf­
kommende Tendenz der Spaltung und damit der Zer­
schlagung des deutschen Staates und vor allem gegen 
die Föderalisierungstendenzen der westlichen Alliierten, 
die auf eine Schwächung der deutschen Staatsgewalt 
abzielten. Er wies darauf hin, welche Gefahr die Föde- 
ralisierung für ein demokratisches Deutschland dar­
stelle und sagte wörtlich: „In diesem Falle wäre der 
Gedanke der Einheit Deutschlands, der dem deutschen 
Volke offenbar teuer ist, den deutschen Militaristen in 
die Hand gegeben“. Dann werde, so führte Molotow 
aus, die Revancheidee aufkommen, der Chauvinismus 
aufblühen, der in Deutschland einen so günstigen 
Boden besitze, und es würden die Voraussetzungen für 
das Auftauchen neuer Bismarcks oder gar neuer Hitler 
entstehen.

Molotow machte die folgenden konkreten Vorschläge 
über die Form und den Umfang der provisorischen 
politischen Organisation und für die spätere staatliche 
Organisation Deutschlands:

„1. Über die Form und den Umfang der pro­
visorischen politischen Organisation Deutsch­
lands.

Die Aufgabe der Schaffung der provisorischen 
politischen Organisation Deutschlands muß auf 
der Grundlage folgender Bestimmungen gelöst 
werden:
a) Die politische Ordnung Deutschlands soll einen 

demokratischen Charakter tragen, und die 
Machtorgane sollen auf der Grundlage demo­
kratischer Wahlen errichtet werden;

b) die Hitler sehe Zentralisierung der Staatsver­
waltung, die die Landtage und die autonome 
Verwaltung der Länder vernichtet hat, soll 
liquidiert werden, damit die Dezentralisierung 
der Verwaltung, die vor der Errichtung des 
Hitlerregimes bestanden hatte, wiederher­
gestellt wird, wobei die Landtage und zwei 
allgemeindeutsche Kammern wiederherge­
stellt werden;

c) es soll eine provisorische deutsche Regierung 
geschaffen werden, die, indem sie die poli­
tische und wirtschaftliche Einheit Deutsch­
lands sicherstellt, zugleich die Verantwortung 
für die Erfüllung der Verpflichtungen 
Deutschlands gegenüber den verbündeten 
Staaten übernehmen kann.

Von dem oben Gesagten ausgehend wird bean­
tragt:
1. Als erster Schritt zur Bildung einer proviso­

rischen deutschen Regierung zentrale deut­

sche Verwaltungsdepartements für Finanzen, 
Industrie, Verkehr, Verbindungswesen, Außen­
handel gemäß dem Beschluß der Potsdamer 
Konferenz zu gründen.

2. Den Kontrollrat zu beauftragen, eine proviso­
rische demokratische Verfassung unter Hin­
zuziehung der demokratischen Parteien, der 
freien Gewerkschaften und anderer anti­
nazistischer Organisationen sowie von Vertre­
tern der Länder auszuarbeiten.

3. Wahlen gemäß der provisorischen deutschen 
Verfassung durchzuführen, wonach die provi­
sorische deutsche Regierung gebildet werden 
soll.

If. Gemäß dem Beschluß der Potsdamer Konfe­
renz der deutschen Regierung als ihre Haupt­
aufgaben die Ausmerzung der Überreste des 
deutschen Militarismus und Faschismus, 
Durchführung der allseitigen Demokratisierung 
Deutschlands und die Verwirklichung von 
Maßnahmen zur Wiederherstellung der deut­
schen Wirtschaft wie auch zur unbedingten 
Erfüllung der Verpflichtungen gegenüber den 
verbündeten Staaten aufzuerlegen.

S. Die ständige Verfassung Deutschlands soll 
vom deutschen Volk bestätigt werden.

II. Heber die staatliche Organisation Deutsch­
lands.
1. Deutschland wird als ein einheitlicher fried­

liebender Staat wiederhergestellt — als eine 
demokratische Republik mit einem allgemein- 
deutschen Parlament aus zwei Kammern und 
mit einer Regierung für ganz Deutschland 
mit Sicherstellung der verfassungsmäßigen 
Rechte der im Rahmen des deutschen Staates 
bestehenden Länder.

2. Der Präsident der deutschen Republik wird 
vom Parlament gewählt.

3. Auf dem gesamten Territorium Deutschlands 
wird die vom Parlament festgesetzte Ver­
fassung gelten, in den Ländern werden die 
von den Landtagen festgesetzten Verfassun­
gen gelten.

Jf. Die deutsche Verfassung, wie auch die Ver­
fassungen der Länder werden auf demokra­
tischer Grundlage auf gebaut sein. Sie müssen 
die Entwicklung Deutschlands als eines demo­
kratischen und friedlichen Staates verankern.

5. Die Verfassung Deutschlands und die Län­
derverfassungen werden die freie Bildung und 
Tätigkeit aller demokratischen Parteien, wie 
auch der Gewerkschaften und anderer öffent­
licher demokratischer Organisationen und In­
stitutionen sicherstellen.

6. Allen Staatsbürgern Deutschlands ohne Un­
terschied der Rasse, des Geschlechts, der 
Sprache und der Religion werden durch die 
Verfassung Deutschlands und durch die Län­
derverfassungen die demokratischen Freihei­
ten einschließlich der Freiheit der Rede, der 
Presse, des Kultus, der öffentlichen Versamm­
lungen und Verbände sichergestellt sein.

7. Das Parlament und die Landtage der Länder 
werden auf Grund des allgemeinen, gleichen, 
direkten Wahlrechts bei geheimer Abstim­
mung und Proportionalsystem gewählt wer­
den.

8. Die Organe der Selbstverwaltung (Bezirks­
und Gemeinderäte) werden auf den gleichen 
demokratischen Grundlagen wie die Landtage 
der Länder gewählt werden."

Molotow schlug vor, an die Weimarer Verfassung 
anzuknüpfen unter Beseitigung ihrer Fehler und 
Mängel und sagte: „Wenn wir bei der Ausarbeitung 
einer neuen Verfassung für Deutschland das benutzen, 
was in der Weimarer Verfassung demokratisch war, 
so werden wir unsere Arbeit beträchtlich erleichtern 
und wesentliche Fehler vermeiden“.

Auf der M o s k a u e r  Konferenz wurde bereits eine 
in Anbetracht der Schwierigkeiten der aufgeworfenen 
Fragen verhältnismäßig weitgehende Übereinstimmung 
erzielt. Die Meinungsverschiedenheiten wurden einem 
Koordinierungsausschuß überwiesen, der Anweisungen 
der Außenminister an den Kontrollrat ausarbeiten
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